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«Samschtig-Jass» inWallenwil
Die vomWeinfelder Reto Scherrer präsentier-
te Jass-Sendung kommt in den Thurgau. 46

NochmehrKulturlandschutz
Thurgau Mit einer knappenMehrheit unterstützt der Grosse Rat einenKompromissmit einem Initiativkomitee,

das Landwirtschaftsland schützenwill. Der Thurgau hat erst kürzlich denKulturlandschutz verstärkt.
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Mit 58 Ja zu 56 Nein erklärte der
Grosse Rat eine Volksinitiative
für den Schutz landwirtschaftli-
cher Flächen bei Gewässerkor-
rektionen für gültig. Dann be-
schloss ermit grossemMehr ihre
Ablehnung. Niemand stimmte
dafür; selbst derMitinitiantAnd-
reas Guhl (BDP, Oppikon) ent-
hielt sich. Dann stimmte der Rat
mitgrossemMehr fürdenGegen-
vorschlag, den die vorberatende
Kommission unter dem Präsi-
diumvonDavidH.Bon (FDP,Ro-
manshorn) mit den Initianten
ausgehandelt hatte.Nunwird im
kantonalen Gesetz der Schutz
landwirtschaftlicher Interessen
beiGewässerkorrektionenexpli-
zit als einZiel erwähnt.Auchwird
verlangt, dassBetroffene frühzei-
tig ineinProjekt einbezogenwer-
den. Beides ändertwenig an den
geltenden Regeln. Bereits im
Februar 2017 hatte der Kanton
Thurgau in einer Volksabstim-
mung eine Vorlage angenom-
men, die den Kulturlandschutz
verstärken soll, die Rechtslage
aber kaum änderte. «Das Krite-
rium des Kulturlandschutzes
wird auch im kantonalen Recht
verankert», sagte René Walther
(FDP, Landschlacht) am Mitt-
woch inWeinfelden,«underhält
dadurch zusätzlichesGewicht».

Nicht übernommen ins kan-
tonale Recht wird eine Forde-
rung, die dem übergeordneten
Bundesrecht widerspricht, näm-
lich dass landwirtschaftlich ge-
nutztes Land in ähnlicher Quali-
tät ersetztwerdenmuss,wennes
für eine Flussrenaturierung ge-
brauchtwird.Das gilt als fast un-

möglich.DerRegierungsrathatte
deshalb empfohlen, die Volksin-
itiative für ungültig zu erklären.
Die Regierung halte daran fest,
sagte Baudirektorin Carmen
Haag (CVP). Das Vorgehen der
Kommission sei problematisch,
«auchwennderGegenvorschlag
eine gute Sache ist».

Für Gültigkeit stimmten vor
allemSVP,EDU,BDPundGrüne.
«So klar ungültig,wie derRegie-
rungsrat meint, ist die Initiative
nicht», sagte Guhl. Wasserbau-

projekte wären schwieriger zu
realisieren, siewürdenabernicht
verunmöglicht.

NichtwiedereineNiederlage
vorBundesgericht

Die Initiative ist laut Hans
Eschenmoser (SVP,Weinfelden)
ein «Hilfeschrei der Landwirt-
schaft und der kostenbewussten
Steuerzahler». Wasserbau solle
nicht gegen Kulturlandschutz
ausgespielt werden, forderte Jo-
sefGemperle (CVP,Fischingen).

Christian Mader (EDU, Frauen-
feld) wollte nicht, dass die Ini-
tiantenansBundesgericht gelan-
gen, falls derRatdie Initiative für
ungültig erklärt: «Unser Rat hat
in Lausanne in letzter Zeit keine
glücklicheFigurabgegeben.»Die
JuristenPascal Schmid (Weinfel-
den) und Hermann Lei (Frauen-
feld, beide SVP) erklärten, wes-
halbdasBundesgerichtdie Initia-
tive für gültig erklären könnte.
ToniKappeler (GP,Münchwilen)
war für Gültigkeit, «nur um den

Gegenvorschlag unterstützen zu
können».

Gegen die Gültigkeit waren
dieFDP,die SPunddieMehrheit
der CVP-EVP-Fraktion. René
Walther empfahl den Befürwor-
tern, ihr Anliegen mit einer Mo-
tion einzubringen. Auch Christi-
ne Steiger (SP, Steckborn) emp-
fahl ihnen «andere Wege und
Mittel». Armin Eugster (CVP,
Bürglen) wollte nicht für die Ini-
tianten«einbisschenKosmetik»
machen.

Kommentar

Grenzwertiges
Manöver
DerGrosseRatdesKantons
Thurgauhat eine Initiative für
gültig erklärt, die er eigentlich
fürungültighält.Die Initiative
verlangt, dass landwirtschaft-
lich genutztes Land bei Gewäs-
serkorrektionen umfassend
geschützt wird. Damit wider-
spricht sie übergeordnetem
Bundesrecht. Dieses setzt die
Priorität bei der Renaturierung
der Flusslandschaften; die
Erhaltung von Landwirtschafts-
land ist zweitrangig. Doch der
Grosse Rat konnte nur einen
Gegenvorschlag beschliessen,
wenn er die Initiative für gültig
erklärt. Dabeimachte er sich
von den Initianten abhängig. Er
verliess sich auf ihre schriftliche
Zusicherung, dass sie die Initia-
tive zurückziehen, wenn er den
Gegenvorschlag annimmt.

InderBibel heisst es:Deine
Rede sei Ja, Ja, Nein, Nein; alles
andere ist vonÜbel. Es gibt aber
auf der Erde keine höhere
Instanz, die das grenzwertige
Manöver des Kantonsparla-
ments beurteilt. Nur Bürger und
Wähler wundern sich vielleicht
darüber, in welcheWidersprü-
che sich ihre Repräsentanten
verwickeln, undwünschen sich,
es werde nicht zur Regel.

Indie schwierigeLagege-
brachtworden ist dasParla-
ment von Initianten,welche
dieGrenzenderkantonalen
Autonomienicht beachten.
Vorlagen, die in gesamtschwei-
zerischenVolksabstimmungen
demokratisch angenommen
worden sind, gelten nunmal für
alle Kantone, sogar für den
Thurgau. So bleibt zu hoffen,
dass zukünftige Initiativkomi-
tees nichtmehr imKanton
Bundespolitikmachenwollen.
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Mitinitiant Andreas Guhl (BDP, Oppikon) freut sich über die Annahme des Gegenvorschlags zu seiner Initiative. Bild: Reto Martin

Regierung darf selber an
der Lohnschraube drehen

Salär Mindestens ein Prozent
der Lohnsumme des Kantons
muss bis anhin jährlich für indi-
viduelle und leistungsbezogene
Lohnerhöhungeneingesetztwer-
den. Diese starre Regelung ge-
hört bald der Vergangenheit an.
Der Grosse Rat ist gestern auf
eineGesetzesänderungeingetre-
ten. Demnach entscheidet die
Regierung bis zu einem Prozent
künftig inEigenregie.Esdarf also
auch weniger als dieses Prozent
oder gar eineNullrunde sein.

«WirwerdeneinAuge
daraufhaben»

Auf diesen Kompromiss hat sich
derRegierungsratmit demGros-
sen Rat geeinigt. Denn für die
kantonalenAngestelltenhätte al-
lesnochviel schlimmerkommen
können, weil ursprünglich eine
MotionaufdemTisch lag,welche
den Lohnentscheid ganz dem
Parlament zuschanzen wollte.
DieRegierunghättenurnochzu-
schauen können. Mit dem nun
gefundenen Kompromiss konn-
ten sichalleBeteiligten inderDe-

batte irgendwie abfinden. Am
schwersten tat sichSVP-Kantons-
ratHanspeterGantenbein (Wup-
penau), der zu den Motionären
gehört hatte.Vertrauen sei schon
gut, abermanwerdeeinAugeda-
raufhaben, obdieRegierung ihre
Versprechungeneinhalte. «Sonst
komme ich wieder mit einem
Vorstoss.» Auch Mitmotionär
Ueli Fisch (GLP, Ottoberg) erin-
nerte den Regierungsrat an das,
was man jetzt von ihm punkto
Lohnerhöhungen erwarte: «So-
langederStaatshaushalt nicht im
Gleichgewicht ist, sollten man
sich an eine Minimallösung hal-
ten.» Manuel Strupler (SVP,
Weinfelden) rief die Exekutive
dazu auf, ihren neu gewonnen
Spielraumzunutzen. «Und auch
denMut dazu zu haben.»

«DerRegierungsratwird sei-
ne Verantwortung wahrneh-
men», versprach Finanzdirektor
Jakob Stark. Wichtig sei aber
auch, dass der Grosse Rat an-
erkenne,«welchegutenLeistun-
gen von der kantonalen Verwal-
tung erbracht werden». (ck)

Berufsverbände fühlen
sich benachteiligt

Sparen «Wir wollen die Verant-
wortung nicht irgendwohin
delegieren», rechtfertigte Fi-
nanzdirektor Jakob Stark das
Vorgehen der Regierung beim
Sparpaket «Haushaltsgleichge-
wicht HG 2020». ImVerlauf der
aufmehrereSitzungenverteilten
Debatteüberdieentsprechenden
PlänehattederGrosseRat vor al-
lemMassnahmenzuberaten, die
gar nicht in seiner Kompetenz,
sondern in jener der Regierung
liegen. «Aber wir wollten Sie
eben einbeziehen», so Stark,
«schliesslichmöchtenwir Ihnen
dann ein Budget präsentieren,
das imParlamentRückhalt hat.»

«DieWaagekommt
insUngleichgewicht»

WodieserRückhalt amkleinsten
ist, wurde gestern auch bei der
nochausstehendenDebatteüber
geplanteSparmassnahmen inEr-
ziehungsdepartement (DEK)und
Baudepartement (DBU) klar.
Komplett durch fiel der Vor-
schlag, einenkantonalenBeitrag
für überbetrieblicheKurse in der

beruflichenGrundbildungumdie
Hälfte auf noch eine halbe Mil-
lionFrankenzukürzen.Vertreter
von Berufsverbänden liefen
Sturm. Stets werde die Wichtig-
keit derdualenBerufsbildungbe-
tont, nunwollemaneinmalmehr
hier sparen, kritisierte Viktor
Gschwend (FDP,Neukirch).Um-
gekehrt habemangerade27Mil-
lionen Franken für die PH Thur-
gau ausgegeben. Zahlreiche an-
dereRedner schlugen indieselbe
Kerbe undwogen das finanzielle
EngagementdesKantonsbei der
gewerblichen Bildung und der
höherenSchulbildunggegenein-
ander ab.«DieWaagekommt ins
Ungleichgewicht», sagteMathias
Tschanen (SVP, Müllheim). Sie
müsse zuGunstenderBerufsver-
bände neu geeicht werden.

Mehrfach unter Beschuss
kam auch der geplante Verzicht
aufmündlicheAufnahmeprüfun-
gen an Mittelschulen. Dagegen
wehre man sich mit Nachdruck,
machte Joe Brägger (GP, Amris-
wil) imNamender Sekundarleh-
rerschaft klar. (ck)

Fragen zu
Fernsehsendung

Münsterlingen Das Schweizer
Fernsehen hat in einer Sendung
Medikamentenversuche in
Münsterlingen thematisiert. Ein
Vorstoss aus dem Grossen Rat
konfrontiertnundenRegierungs-
ratdamit.DieOpferderMünster-
linger Medikamentenversuche
könnten an den Kanton Forde-
rungen stellen. Welche Haltung
die Regierung dazu vertritt, will
der Frauenfelder BDP-Kantons-
rat RolandA.Huber in einer ein-
fachen Anfrage erfahren. Huber
bezieht sichauf einenDokumen-
tarfilm,dendasFernsehenam18.
Januar ausstrahlte. Thematisiert
wurde das Forschungsprojekt
über die Versuche, die der ehe-
malige Direktor der Psychiatri-
schen Klinik, Roland Kuhn,
durchführte. Huber will weiter
wissen,wieweit derRegierungs-
rat über die Produktion dieser
Sendung informiertwar, ober sie
finanziell unterstützt hat und ob
er nach Abschluss der wissen-
schaftlichen Untersuchung wei-
tere Massnahmen zur Aufarbei-
tung der Vorkommnisse in Be-
tracht zieht. (wu)

Gsaat isch gsaat

«Kantonsrat Peter Bühler hat
vonGlückseligkeitgesprochen.
Er arbeitet bei einerBank.»
Geld macht glücklich, glaubt Fi-
nanzdirektor Jakob Stark.

«WennwirdiesenWegweiter-
gehen, habenwir irgendwann
nurnochStudierte.»
WehretderVorherrschaft der In-
telligenzia−mit SVP-Kantonsrä-
tin Petra Kuhn (Hefenhausen).

«ImZweifel fürdasVolk.»
Pascal Schmid (SVP,Weinfelden)
ist für Gültigkeit der Initiative.

«DazumüsstedasVolkbefragt
werden.»
Regierungsrätin Carmen Haag
kommentiert. (ck/wu)


